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Beratungsfolge Empfehlung Termin Beratungsaktion 
Ausschuss für Technik und Kurort-
entwicklung 

6:0:0 24.08.2026 vorberatend 

Verwaltungsausschuss 7:0:0 25.08.2026 vorberatend 

Stadtrat  03.09.2026 beschließend 
 
Betreff: 

Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer Veränderungssperre als Satzung gemäß 
§ 14 BauGB für den Geltungsbereich 1 der in Aufstellung befindlichen 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes „Gewerbegebiet Süd-Ost“. 
 
Beschluss: 

1. Der Stadtrat der Stadt Bad Düben beschließt die Satzung über die Veränderungssperre für 
den Geltungsbereich 1 der in Aufstellung befindlichen 2. Änderung des Bebauungsplanes 
„Gewerbegebiet Süd-Ost“ bestehend aus Satzungstext und Lageplan (Anlage zum Be-
schluss). 

2. Die Bürgermeisterin wird beauftragt, die Satzung auszufertigen und ortsüblich bekannt zu 
machen. 

 

 
  Abstimmungsergebnis des Stadtrates: 

  Gesetzliche Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder: 19 

  davon anwesend: abgegebene Stimmen: 

  Ja-Stimmen: Nein-Stimmen: Enthaltungen:   

  Bemerkung:  Aufgrund des § 20 der Sächsischen Gemeindeordnung haben folgende 
  Mitglieder weder an der Beratung noch an der Abstimmung mitgewirkt: 

  Beschluss-Nr.: Beschluss-Datum: 

 
 
Bürgermeisterin Mitglied Stadtrates 
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- öffentlich - 

 

Federführendes Amt Bau- und Bürgeramt 
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Sachdarstellung: 

Der Stadtrat der Stadt Bad Düben hat in seiner öffentlichen Sitzung am 7. November 2024 (Be-
schluss-Nr. BauB/617/24) einen Aufstellungsbeschluss für die Einleitung eines Bauleitplanverfah-
rens zur Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Süd-Ost“ der Stadt Bad 
Düben gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) gefasst.  
 
Zur Sicherung der Planung des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans soll eine Veränderungs-
sperre i. S. d. § 14 Abs. 1 BauGB erlassen werden. Zu den wesentlichen städtebaulichen Zielen der 
Planung zählt zum einen die Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese soll 
durch eine flächendeckende Sicherung und geordnete städtebauliche Entwicklung des Gewerbege-
biets als Standort für das produzierende, verarbeitende und handwerkliche Gewerbe erreicht werden. 
Erfahrungsgemäß schaffen solche Betriebe besonders viele Arbeitsplätze. Um den akuten Mangel an 
Gewerbeflächen für solche wertschöpfenden Betriebe zu begegnen, sollen eigenständige Batterie-
Großspeicheranlagen im gesamten Plangebiet ausgeschlossen werden, da es sich um anlagengeprägte 
Monostrukturen ohne nennenswerte Arbeitsplatzschaffung handelt. Der Ausschluss soll darüber hin-
aus und unabhängig davon Belangen der Energie-Versorgungssicherheit dienen. Insbesondere soll 
zur Verhinderung eine Überlastung des Knotenpunktes ein steuernder Einfluss auf die Einspeiseka-
pazitäten in das anbindende Umspannwerk gesichert sowie die kommunale Eigenvorsorge sicherge-
stellt werden. Im Übrigen wird wegen des Planungserfordernisses, der allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung sowie der vorgesehenen wesentlichen Inhalte der Planung wird auf die Begründung des 
Aufstellungsbeschluss zur 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Süd-Ost“ verwiesen. 
 
Der Geltungsbereich der Satzung über die Veränderungssperre entspricht dem Geltungsbereich 1 der 
in Aufstellung befindlichen 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Süd-Ost“ der Stadt 
Bad Düben. 
 
Mit dem Inkrafttreten der Veränderungssperre dürfen im Geltungsbereich der Satzung Vorhaben im 
Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt werden, soweit es sich hierbei um Batterie-Großspeicher-
anlagen handelt, die entweder als selbstständige gewerbliche Betriebe betrieben werden dienen (bei-
spielsweise Stand-alone-Speicher und Co-Location-Speicher) oder als Bestandteil eines Betriebes im 
Geltungsbereich der Satzung nicht überwiegend dessen Eigenversorgung dienen. Eine Batterie-Spei-
cheranlage im Sinne dieser Satzung ist eine stationäre Energiespeicheranlage im Sinne des § 3 Nr. 36 
EnWG, die elektrische Energie in Form von chemischer Energie speichert und diese zu einem späte-
ren Zeitpunkt bei Bedarf wieder als elektrische Energie abgibt oder anderweitig nutzbar macht. Bat-
terie-Großspeicheranlangen im Sinne dieser Satzung sind Stromspeicher mit einer Bruttoleistung grö-
ßer 999 kW. 
 
Bauanträge über die Durchführung von Vorhaben im Geltungsbereich der Satzung über die Verän-
derungssperre sind damit grundsätzlich abzulehnen. Nach § 3 Abs. 2 der Satzung in Verbindung mit 
§ 14 Abs. 2 BauGB können Ausnahmen von der Veränderungssperre zugelassen werden, wenn über-
wiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Für die Entscheidung über die Zulassung von 
Ausnahmen ist die untere Bauaufsichtsbehörde bei dem Landratsamt des Landkreises Nordsachsen 
zuständig. Sie trifft die Entscheidung im Einvernehmen mit der Stadt Bad Düben. 
 
Die Veränderungssperre tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und 
soweit der für ihren Geltungsbereich aufzustellende Bebauungsplan „Gewerbegebiet Am Umspann-
werk“ in Kraft tritt, spätestens jedoch gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 BauGB nach Ablauf von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten der Satzung über die Veränderungssperre.  
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Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 und § 17 Abs. 2 BauGB kann die Frist für das Außerkrafttreten um bis zu 
zwei Jahre verlängert werden.  
 
Eine mögliche Entschädigung nach § 18 BauGB kommt erst nach Ablauf von vier Jahren seit Beginn 
der Veränderungssperre oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB 
in Frage. Entschädigungsansprüche für den erstmaligen Erlass einer Veränderungssperre kommen 
daher nicht in Betracht. 
 
 
 
Anlage(n): 
1. Lageplan   
2. Satzung Veränderungssperre   


